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Sachverhalt

A. geboren 1956, leidet seinen Angaben zufolge insbe_
sondere an einer inkompletten Tetraplegie. Er ist bei der öKK Kranken- und Unfall_
versicherungen AG (nachfolgend: öKK) obligatorisch krankenpflegeversichert. Er
wird im häuslichen UmIeld von seiner Lebenspartnerin pflegerisch be_
treut. Letaere wurde von der Care Solutions GmbH als pflegende Angehörige an_
gestellt.

B. Am 1 . Mätz ZO24 verordnete Dr. med. Niedermaier, Fachara für Allgemeine
lnnere Medizin, Pflegeleistungen vom 1. Mäz 2024 bis zum 31. August 2024 ge_
stütz auf eine Bedarlsmeldung, anlässlich welcher ein pflegebedarf von drei Stun_
den 40 Minuten für Leistungen der Abklärung und Beratung sowie von 190 Stunden
56 Minuten für Leistungen der Grundpflege pro euartal ermittelt worden war.

C. Mit Schreiben vom 17. Apnl2024 eneilte die öKK Kostengutsprache für Spi_
tex-Leistungen im Umlang von drei Stunden ,ür Leistungen der Abklärung und Be_
ratung sowie von 121 Stunden 20 Minuten für Grundpflegeleistungen pro euartal.
Mit der damit einhergehenden Kürzung gegenüber der Bedarfsmeldung erktärte
sich nicht einverstanden.

D. Mit Verfügung vom 2. Oktober 2024 hiett die öKK an ihrer Kostengutsprache
für Spitex-Leistungen für den Zeitraum vom 1. März 2024 biszum 31. August 2024fest. Dagegen liess am 2g. Onober 2024 Einsprache erhe_
ben.

E. Mit Einspracheentscheid vom 4. Dezembet 2024 hobdie öKK die Verfügung
vom 2. Onobet 2024 in teilweiser Gutheissung der Einsprache aul und entschied,
dass für den Zeitraumvom 1. März 2024 bis zum 31. August 2024 pro euartal dreiStunden für Leistungen der Abklärung und Beratung sowie 131 Stunden fünf Minu-ten für Leistungen der Grundpflege durch die obligatorische Krankenpllegeversache_
rung übemommen würden. Dabei limitierte sie die Leistungspflicht auf secirs tagepro Woche, da bei einer durchgehenden Beschäftigung der Lebenspartnerin desVersicherten ohne Gewährung eines Ireien Tages pro Woche davon auszugehensei, dass auf Dauer eine qualitativ hochstehende und zweckmässige Erbringung
von Pllegeleistungen nicht gewährleistel sei. Demgegenüber erkannL sie, dass imLichte der neuen Bechtsprechung beim Zusammenlreffen von KVG_pllegebeiträ-gen und lV-Hilflosenentschädigung kein überentschädigungstatbestand vorliege,
weshalb die zuvor nicht berücksichtigten zehn Stunden ärrnOptt"g" von der obli_gatorischen Krankenpflegeversicherung zu übernehmen seien. Schliesslich nahm



die ÖKK eine Kürzung aulgrund der Fürsorge- bzw. Schadenminderungspllicht der
Lebenspartnerin vor.

F. Dagegen liess (nachfolgend: Beschwerdeführer) am
23. Dezember 2024 (Poststempel) Beschwerde beim damaligen VeMaltungsge-
richt bzw. heutigen Obergericht des Kantons Graubünden erheben und in Aufhe_
bung des Einspracheentscheids vom 4. Dezember 2024 beantragen, die öKK sei
zu verpflichten, die beantragten pflegeleistungen vollumlänglich zu vergüten. Even-
tualiter sei die Angelegenheit an die öKK zurückzuweisen. Den prozessualen An_
trag aul Gewährung der unentgelflichen Rechtspflege und _verbeiständung zog der
Beschwerdelührer mit Eingabe vom 17. Januat 2O2S zutück, ln materieller Hinsicht
erachtet er sowohl die Limitierung der Leistungspllicht auf sechs Tage pro Woche
als auch die Küzung infolge einer Beistandspflicht der Lebenspartnerin für unzuläs_
sig.

G. Die ÖKK (nachfolgend: Beschwerdegegnerin) schloss in ihrer Vernehmlas_
sung vom 22. Januar 2025 auf Abweisung der Beschwerde und nahm in ablehnen_
der Weise zu den Vorbringen des Beschwerdeführers Stellung.

H. Der Beschwerdeführer replizierte am 6. Februar 2025 bei unveränderten
Rechtsbegehren und vertiefte seinen Standpunkt.

l. Die Beschwerdegegnerin reichte am 18. Februar 2025 eine Duplik ein, wobeisie ebenfalls an ihrem Antrag festhielt.

AUI die weiteren Ausführungen in den Rechtsschriften, den angerochtenen Ein_spracheentscheid sowie die übrigen Akten wird, soweit erforderlich, in den nachste_
henden Erwägungen eingegangen.

Erwägungen

1.1. Die vorliegende Beschwerde richtet sich gegen den Einspracheentscheid derBeschwerdegegnerin vom 4. Dezember 2024. Dieser Entscheij stellt gemäss Arl. 1Abs. 1 KVG i.V.m. Art. 56 Abs. 1 ATSG (SR S30.1) ein raugtiches An-fechtungsob_jekt ,ür ein Verfahren vor dem heutigen Obergericht des Kantons Graubünden dar,auf das bei lnkralttreten des GOG (BR 173.OOO) per 1 . Januar 2O2S hängige Ver_,ahren des Verwaltungsgerichts übertragen worden sind (Art . 122 Abs.5 GOG). Dervorliegende Rechtsstreit gründet auf einem Rechtsverhältnis, das sich aus demKVG ergibt, wobei es um die Frage geht, in welchem Umrang die Kosten der zu_gunsten des Beschwerdeführers von seiner Lebenspartnerin als Angestellte der



Care Solutions GmbH erbrachten Ptlegeleistungen von der obligatorischen Kran-
kenpflegeversicherung zu übernehmen sind. Dabei liegt eine Abtretungserklärung
vom 5. Mätz 2024 im Rechl, mit welcher der Beschwerdelührer sämtliche Rücker_
stattungsansprüche gegenüber dem Krankenversicherer im Zusammenhang mit
der von der Care Solutions GmbH erbrachten pllegeleistungen an diese abgetreten
hat (vgl. act. C.14l4). Die Abtretung der Forderung ändert allerdings nichts an deren
Bechtsnatur; im System des Tiers garant bleibt der Versicherte Schuldner der Ver-
gütung gegenüberdem Leistungserbringer. DerZessionar (hierdie Leistungserbrin-
gerin) muss sich an seine Forderung gegen den Zedenten (hier derVersicherte bzw.
Beschwerdeführer) nur diejenige Summe anrechnen lassen, die er vom Schuldner
(hier die Krankenversicherung) tatsächlich erhält oder bei gehöriger Sorgfalt erhal_
ten hätte. Der Zedent ist somit Garant für die Zahlungsfähigkeit des Schutdners, da
er nur bis zur Höhe dessen, was der Zessionar einzieht oder hätte einziehen kön-
nen, befreit wird (vgl. BGE 127 V 4gg E.2c; vgl. Urteile des Bundesgerichts
9C_320/2010 vom 2. Dezember 2O1O E. 4.2 f. und 9C 61/2009 vom i6. Juti 2O0g
E.5.2.2; vgl. LANDoLT, Das schiedsgerichfliche Verfahren in umstrittenen pflegeläl
len, Pflegerecht 1/2019, S. 16 f.). Mithin ist die versicherte person primär von dersozialversicherungsrechflichen Streitigkeit belroffen (vgl. Urteil des Eidgenössi-
schen Versicherungsgerichts K g5/OS v om 24. Juli 2006 E. 3). Aus diesem crundebleibt die Abtretung denn auch ohne Einfluss auf die Zuständ;gkeit der Iur die Beur_leilung entsprechender Streitigkeiten vorgesehenen Gerichte (vgl. Urteile des Bun_desgerichts 9C_S61/2010 vom 6. Juni 2O11 E. 1.2 und 9C_g2;/2010 vom 2. De_zember 2010 E.4.9 tf.; vgl. Urteil des Eidgenössischen Versicherungsgerichts K66/02 vom 17. August zOO4 E. 4.2). Demnach unterliegt der vorliegeioe Rechts_streil der Sozialversicherungsgerichtsbarkeit (vgl. zum Ganzen: UrtJil des Verwal_tungsgerichts des Kantons Graubünden S 23 1gZ vom 27. Februar 2024 E. 1.2.4).
1.2. Die örfliche Zuständigkeit des Obergerichts des Kantons Graubünden ist ge_geben. Zuständig ist gemäss Art. 58 Abs. 1 ATSG das Versicherungsgericht desje-nigen Kantons, in dem die versicherte person zur Zeit der Beschwerdeerhebung
Wohnsitz hat. Vorliegend hat der Beschwerdeführer seinen Wohnsitz in DavosPlatz. Die sachliche und funktionelle Zuständigkeit des Obergerichts erglt sich ausArt. 57ATSG i.V.m. An.49 Abs. 2lit. a VRG (BFl37O.tOO), wonach dasäbergericht
Beschwerden gegen Einspracheentscheide und Verfügungen in Sozialversiche-
rungssachen beurteilt, die gemäss Bundesrecht der Beschwerde unterliegen. Auchdie Legitimation ist gegeben: Als formeller und materieller Adressat ist der Be_schwerdeführer vom angefochtenen Entscheid berührt und er weist ein schutzwür-diges lnleresse an dessen überprüfung auf (Art. 59 ATSG). Auf die im übrigen frist-



und formgerecht eingereichte Beschwerde (Art. 60 und Art. 61 lit. b ATSG) ist somit
einzulreten

2. Streitgegenstand bildet die Frage, in welchem Umlang die Beschwerdegeg_
nerin im Rahmen der obligalorischen Krankenpflegeversicherung (OKp) die Kosten
der zugunsten des Beschwerdeführers von seiner Lebenspartnerin als Angestellte
der Care Solutions GmbH erbrachten pflegeleistungen zu vergüten hat. lm Streit
liegt dabei die Kostenübemahme der OKp für die zwischen dem 1. März 2024 und
dem 31. August 2024 erbrachten Grundpflegeleistungen.

3. Bezüglich des anwendbaren Rechts ist _ mangels einer in der übergangsbe-
stimmung vom 13. Dezember 2022 enthaltenen speziellen Vorschift in Bezug auf
den vorliegenden Fall - auI die allgemeinen intertemporalrech ichen Regeln abzu-
stellen, gemäss welchen in zeiflicher Hinsicht grundsätzlich diejenigen Flechtssätze
massgeblich sind, die bei der Erfüllung des rechflich zu ordnenden oder zu Flechts_
folgen führenden Tatbestandes Geltung haben (vgl. statt vieler: BGE 149 ll g2O E. 3,
148 V 174 E. 4.1, 146 V 964 E.7.1 und 144 V Z1O E 4.S.1 ; vgt. Urteit des Bundes_
gerichts 8C_521/2021 vom 22. Me|z 2022 E. 2.2). Somit ist hinsichflich der vom
1 . März 2024 bis zum 30. Juni 2024 erbrachten Grundpflegeleistungen das bis zu
diesem Zeitpunkt geltende Recht bzw. in Bezug auf jene zwischen dem 1. Juli 2OZ4
und dem 31. August 2024 das ab dem 1. Juli 2024 geltende Recht anwendbar.

4.1. Vorab ist zunächst auf das formelle Vorbringen des Beschwerdeführers ein_
zugehen, wonach sein Anspruch auf rech iches Gehör und das Rechtsverweige-
rungsverbot mangels hinreichender Entscheidbegründung verletzt worden seien.

4.2. Soweit er dabei bemängelt, die Beschwerdegegnerin habe sich nicht zur Kür_
zung der beantragten pllegeleistungen gemäss Art.7 Abs.2 lit. a der Verordnung
des EDI über Leistungen in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung (Kran-
kenpflege-Leistungsverordnung, KLV; SB 832.112 31), mithin zu den Massnahmen
der Abklärung und Beratung geäussert, vermag sein Einwand nicht zu verfangen.
lm Leistungsplanungsblatt vom 26. Februat 2024 waten noch monaflich 15 Minuten
für die Pllegeanleitung bzw. Beratung des Klienten oder Angehöriger vermerkt (als
Position 10909; vgl. act. B.3 = act. C.3 S. 3). Bereits in der Kostengutsprache vom
17. Aptil 2024 teille die Beschwerdegegnerin in übernahme der Kosten für Abklä_
rung und Beratung von drei Slunden pro euartal mit, dass die Anleitung bzw. Bera_
tung bei angesteltten pflegenden Angehörigen nicht bewilligt werde. Vietmehr sei
die Spitex bei allen Angeslellten verpflichtet, diese entsprechend zu schulen und
anzuleiten, weshalb diese Leistung keine pflich eistung gemäss Art.7 KLV dar_
stelle (vgl. act. C.1416). ln der Folge liess der Beschwerdeführer mit Schreiben vom
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15. Mai 2024 mitteilen, dass die Pflegeanleitung bzw. Beratung der angestellten An-
gehörigen (Position 10909) nicht verrechnet werden könne (vgl. act. C.13). Da die-
ser Punkt somit nicht mehr umstritten war (vgl. auch Beplik des Beschwerdeführers
vom 6. Februar 2025 [act. A.3 S. 1 f.]), musste sich die Beschwerdegegnerin auch
nichl veranlasst sehen, im angefochtenen Einspracheentscheid _ bzw. in der die_
sem zugrundeliegenden Verfügung vom 2. Oktober 2024 _ näher darauf einzuge-
hen-

4.3. lm Weiteren ist restzuhalten, dass die Beschwerdegegnerin nicht gehalten
war, sich mit allen Parteistandpunken einlässlich auseinanderzusetzen und jedes
einzelne Vorbringen ausdrücklich zu widerlegen. Sie durfte sich vielmehr auf die
wesentlichen Einwände beschränken (vgl. BGE 148 t 30 E. 3.1, 146 lt 33S E. S.1,
141 lll 28 E. 3.2.4, 141V 557 E.9.2.1 und 134 I 83 E. 4.1; vgt. Urteit des Bundes_
getichts gC_72712O23 vom 3. Juni 2024 E. 6.3). Die Beschwerdegegnerin hat sich
denn auch im angefochtenen Einsprachentscheid vom 4. Dezember 2024 auslühr-
lich mit den vom Beschwerderührer erhobenen Einwänden zur Limitierung der Leis_
tungspflicht auf sechs Tage pro Woche und zur Leistungskütz ung aufgrund der fa_
miliären Beistands- bzw. Schadenminderungspflicht befasst und in eingehenden Er-
wägungen dargelegt, weshalb sie diese als unbegründet erachtet (vgl. dortige
E. 2.3.1 ll., E. 2.5.1 ff. und E. 2.6 [act. 8.1 = act. C.1 1]). Damit hat die Beschwerde-
gegnerin ihren Entscheid rechtsgenüglich begründet. Die überlegungen von denen
sie sich leiten liess, können nachvoltzogen werden. Die pflicht zur Entscheidbegrün_
dung bezweckt denn auch, dass sich der Betroffene über die Tragweite des Ent_
scheids Rechenschatt geben und diesen in voller Kenntnis der Sache an die höhere
lnstanz weiterziehen kann, lalls er damit nicht einverstanden ist (vgl. BGE 148 Ill 30
E. 3.1, 145 lll 324 E. 6.1, 143 t 65 E. 5.2 und 142 t 4g3 E. 4.3.2). Da vortiegend
die Motive der Beschwerdegegnerin mit genügender Klarheil aus dem Einsprache_
entscheid vom 4. Dezember 2024 hervorgehen, war der Beschwerdeführer denn
auch in der Lage, diesen sachgerecht anzulechten. Eine Verlelzung des Anspruchs
auf rechtliches Gehör bzw. des RechtsveMeigerungsverbots ist somit nicht auszu-
machen.

5.1. Nach Art. 6 Zifi. 1 EMRK hat jedermann Anspruch daraul, dass seine Sache
in billiger Weise öffentlich und innerhalb einer angemessenen Frist von einem un_
abhängigen und unparteiischen, auI Gesetz beruhenden Gericht gehön wird, das
über zivilrechtliche Ansprüche und Verpllichtungen oder über die Stichhaltigkeit dergegen ihn erhobenen strafrechflichen Anklage zu entscheiden hat. Die ötfentlichkeit
des Verfahrens soll dazu beitragen, dass die Garantie auf ein .faires Verfahren,,
tatsächlich umgesetzt wird (vgl. BGE 142 I 1BB E.3.1.1 und E. 3.3). Das kantonate
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Gericht, welchem es primär obliegt, die Ötfenflichkeit der Verhandlung zu gewähr-
leisten (vgl. BGE 136 1279 E. 1 und 122V 47 E.3), hat bei Vorliegen eines klaren
und unmissverständlichen Parteiantrags grundsätzlich eine öffentliche Verhandlung
durchzulühren (vgl. BGE 136 t279 E. 1; vgl. Urteil des Bundesgerichts
8C 27312013 vom 20. Dezember 2O1g E. 1.2). Ein während des ordenflichen
Schriftenwechsels gestellter Antrag gilt dabei als rechtzeitig (vgl. BGE 134 I g31
E. 2.3; vgl. zum Ganzen: Urteil des Bundesgerichts 8C 538/2024 vom 18. Dezem-
bet 2024 E. 2.1).

5.2. Von einer ausdrücklich beantragten öffen ichen Verhandlung kann abgese_
hen werden, wenn der Antrag der partei als schikanös erscheint oder au, eine Ver-
zögerungstaktik schliessen lässt und damit dem Grundsalz der Einfachheit und
Raschheit des Verfahrens zuwiderläufi oder sogar rechtsmissbräuchlich ist. GIei_
ches gilt, wenn sich ohne öffen iche Verhandlung mit hinreichender Zuverlässigkeit
erkennen lässt, dass eine Beschwerde offensichflich unbegründet oder unzulässig
ist. Als weiteres Motiv für die Verweigerung einer beantragten ötfentlichen Verhand-
lung lällt die hohe Technizität der zur Diskussion stehenden lvlaterie in Betracht.
was etwa auf rein rechnerische, versicherungsmathematische oder buchhalterische
Probleme zutrittt, wogegen andere dem Sozialversicherungsrecht inhärente Frage-
slellungen materiell- oder verfahrensrechflicher Natur wie die Würdigung medizini_
scher Gutachten in der Regel njcht darunterfallen. Schliesslich kann das kantonale
Gericht von einer öffenflichen Verhandlung absehen, wenn es auch ohne eine sol_
che aufgrund der Akten zum Schluss gelangt, dass dem materiellen Flechtsbegeh_
ren der die Verhandlung beantragenden partei zu entsprechen ist (vgl. BGE 196 I279 E. 1 m.H.a. BGE 1Z2V 47 E.3b/ee und E. Sb/ff.; vgl. ,um canzln, Urteit desBundesgerichts 8C. 5gBl2O24 vom 18. Dezember 2024 E.2.2).

5.3. Vorliegend beantragte der Beschwerdeführer in seiner Beschwerde vom
23. Oezember 2024 die Durchlührung einer mündlichen Verhandlung. Darauf kann
hier jedoch verzichtet werden, da - wie aufzuzeigen sein wird _ der Beschwerde-
führer in dem von ihm gestellten Eventualbegehren obsiegt.

6.1. Die OKP übernimmt nach Art.24 Abs. 1 KVG die Kosten Iür die Leistungen
gemäss den An. 25 bis 31 KVG nach Massgabe der in den Art. g2 bis 34 KVG fest-gelegten Voraussetzungen. Sie übernimmt die Kosten für die Leistungen, die der
Diagnose oder Behandlung einer Krankheit und ihrer Folgen oienen 1ei. zs Aus. tKVG), und leistet unteranderem einen Beitrag an die pllegeleistungen, die aufgrund
eines ausgewiesenen pllegebedarfs ambulant, auch in Tages- oJer Nachtstruktu-
ren, oder im Pflegeheim auf Anordnung oder im Auftrag eines Arztes oder einer



Arztin erbracht werden (Art. 25a Abs. 1 lit. c KVG, in der seit dem 1. Juli 2024 gel-
tenden Fassung; zur davor geltenden Fassung vgl. aArt.2Sa Abs. 1 Satz 1 KVG).
Der Bundesrat bezeichnet die Pflegeleistungen, die aul Anordnung oder im Auftrag
eines Aztes oder einer Arain erbrachl werden können, und bestimmt, welche pfle-
geleistungen ohne Anordnung oder Auftrag eines Aztes oder einer Arztin erbracht
werden können (Art. 25a Abs. 3 KVG, in der seit dem 1. Juli ZO24 geltenden Fas-
sung; zur davor geltenden Fassung vgl. aArt. 25 Abs. g KVG). Er regelt namentlich
das Vertahren der Ermittlung des pflegebedarfs (Art. 25a Abs. gq*,u, KVG, in Kraft
seit dem 1. Juli 2024; vgl. aArt. 25 Abs. g KVG) und seta die Beiträge differenziert
nach dem Pflegebedarf in Franken fest (Art. 25a Abs.4 Satz 1 KVG; vgl. dazu auch
Art. 33 lit. b und i KW [SR 832.102D. Massgebend ist der Aufwand nach pflegebe-
darf für Pflegeleistungen, die in der notwendigen eualität, effizient und kostengüns-
tig erbracht werden (Art. 2Sa Abs.4 Satz 2 KVG). Die pflegeleistungen werden ei_
ner Qualitätskontrolle unterzogen, wobei der Bundesrat die Modalitäten festlegt
(Ad. 25a Abs. 4 Satz 3 und 4 KVG).

6.2. Art.7 KLV umschreibt den Leistungsbereich (vgl. An.33 lit. b KW und ln_
gress der KLV). cemäss Art. 7 Abs. 1 KLV (in der seit dem 1. Juti ZO24 geltenden
Fassung; zur davor geltenden Fassung vgl. aArt. 7 Abs. 1 KLV) gelten als nichtäzt_
liche Leistungen (im Sinne von Art. 25a Abs. 1 KVG und Art. gg lit. b KW) Untersu-
chungen, Behandlungen und pflegemassnahmen, die aufgrund der Bedarfsabklä_
rung nach Art. 7 Abs.2 lit. a und Art. g KLV erbrachl werden von pflegefachlrauen
und Pflegefachmännern (Art. 7 Abs. j lit. a KLV und Art.49 KW), von Organisatio_
nen der Krankenpflege und Hilfe zu Hause (Art. 7 Abs. 1 lit. b KLV und Art. 5 j KW)
und von Pllegeheimen (Art. 7 Abs. 1 KLV lit. c und Art. 39 Abs. 3 KVG). Diese Leis-
tungen umfassen Massnahmen der Abklärung, Beratung und Koordination (Art.7
Abs. 2 lit. a KLV), Massnahmen der Untersuchung und der Behandlung (tit. b) sowie
Massnahmen der Grundpflege (lit. c). Die Leistungen nach Art. Z Abs. 2 til. a und c
KLV können ohne äzfliche Anordnung oder ärzflichen Auftrag aufgrund der Be-
darlsabklärung nach Art. 7 Abs.2 lil. a und Art. g KLV erbracht werden. Die Leis_
tungen nach Art. 7 Abs. 2 lit. b KLV dürfen nur auf ärzfliche Anordnung hin oder im
ärälichen Auftrag aulgrund der Bedarfsabklärung nach Art. 7 Abs. 2 lil. a und Art. g
KLV erbracht werden (Art. 7 Abs. 4 KLV, in Kraft seit dem 1. Juti 2024). Die Beiträge
der OKP an die Kosten der Leislungen für die Grundpflege sind gestützt auf Art. 33
lit. i KW in An. 7a Abs. 3 KLV geregelt und sind je nach zei ichem pllegebedarf pro
Tag abgestuft. Gemäss Art.8 Abs. 1 KLV bestimmt der ärzfliche Auftrag oOer die
ärztliche Anordnung namentlich, ob die patientin oder der patient Leistungen nach
Art. 7 Abs. 2 tit. b KLV benötigt (Satz 1, in der seit dem 1. Juti 2024 gettenden Fas-
sung; zur davor geltenden Fassung vgl. aArt. 8 Abs. 1 Satz 1 KLV). Der Arzt oder
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die Arzin kann bestimmte Leistungen nach Arl. 7 Abs. 2 KLV tür notwendig erklären
(Art. 8 Abs. 1 Satz 2 KLV). Die Ermit ung des Bedarfs an Leistungen nach Ad.7
Abs. 2 KLV, die zur Umsetzung des äzflichen Auftrages oder der ärztlichen Anord_
nung nach Art. 8 KLV notwendig sind (Bedarfsermitflung), erfolgt durch eine pflege-
fachrrau odereinen Pflegefachmann nach Art.49 KW in Zusammenarbeit mit dem
Patienten oder der patientin oder den Angehörigen. Das Ergebnis der Bedarfser-
mittlung ist umgehend dem Arzl oder der Arztin zur Kenntnisnahme zuzustellen,
welcher oder welche die Anordnung oder den Auftrag erteilt hat (Art.8a Abs. 1
KLV). Die Ermittlung des Bedarfs an Leistungen nach Art. 7 Abs. 2 lit. a und c KLV,
die ohne ärälichen Auftrag oder ärzfliche Anordnung von einem pllegefachmann
oder einer Pflegefachfrau nach An.49 KW erbracht werden können, wird von die_
sem oder dieser in Zusammenarbeit mit dem patienten oder der patientin oder des_
sen oder deren Angehörigen durchgeführt. Das Ergebnis ist umgehend dem behan_
delnden Azt oder der behandelnden Arztin zur Kenntnisnahme zuzustellen (An. 8a
Abs. 1bi§ KLV, in Kraft seit dem 1. Juli 2024). Leistungserbringer sind unter anderem
Pflegefachpersonen und Organisationen, die pflegefachpersonen beschäftigen
(Art. 35 Abs. 2 lit. dbß KVG, in Kraft seit dem 1. Juti 2024i), sowie personen, die auI
Anordnung oder im Auftrag eines Aräes odereiner Aztin Leistungen erbringen, und
Organisationen, die solche personen beschäftigen (Art. 35 Abs. r lit. e KVG).

6.3. Mit dem am 1. Januar ZO22 in Kraft getretenen Art.36 KVG wurde für neuzuzulassende Leistungserbringer ein formelles Zulassungsverfahren eingeführt;
demnach dürfen die Leistungserbringer nach Art.35 Abs.2 lit. a-g, lit. m und lit. nKVG nur zulaslen der OKp tätig sein, wenn sie vom Kanton zugelassen sind, aufdessen Gebiet die Tätigkeit ausgeübt wird. Der Bundesrat legt iie Zulassungsvo_
raussetzungen fest, welche die Leistungserbringer edüllen müssen; die Zulas_sungsvoraussetzungen müssen gewährleisten können, dass qualitativ hochste-
hende und zweckmässige Leistungen erbracht werden (Art.36a Abs. 1 KVG). DieZulassungsvoraussetzungen umlassen je nach Art der Leistungserbringer die Aus-bildung, die Weiterbitdung und die für die eualität der Leistung"=erOringäg notwen_digen Anforderungen (An.36a Abs.2 KVG). Die Zulassung der Oiganisationen
nach Art.35 Abs.2 lit. db" KVG setzt einen kantonalen Leistungsar_iftrag voraus(Art. 36a Abs. 3 Satz 1 KVG, in Kraft seit dem 1. Juti 2024,. Jeder Kanton bezeich_nel eine Behörde, die die Leistungserbringer nach Art.35 Abs.2 lit. a-g, lit. m undlit. n beaulsichtigt (Art. 38 Abs. 1 KVG). Die Aufsichtsbehörde tritft naÄenttich dieMassnahmen, die für die Einhaltung der Zulassungsvoraussetzungen nach Art. 36aKVG nötig sind (An.38 Abs.2 Satz 1 KVG). Die Art. a7 ff. Kwlin den seit dem
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1. Januat 2022 in Ktatt stehenden Fassungen) regeln die Zulassungsvoraussetzun-
gen Iür Personen, die auf ärZliche Anordnung hin Leistungen erbringen, und für
Organisationen, die solche Personen beschäftigen (vgl. Art. 35 Abs. 2lit. e KVG).

6.4. Gemäss den Übergangsbestimmungen zur Anderung des KVG vom 19. Juni
2020 hatten die Kantone ab dem lnkrafttreten der neuen Regelung zweiJahre und
damit bis zum 1 . Januat 2024 Zeit, um die kantonalen Regelungen zur Einschrän_
kung der Zulassung zur Tätigkeit zulasten der OKp anzupassen (Abs. 1 Satz 1).
Leistungserbringer nach Art. 35 Abs. 2 lit. a-g, lit. m und lit. n, die nach bisherigem
Recht zur Tätigkeit zulasten der OKp zugelassen waren, galten als nach An. 36 des
neuen Bechts vom Kanton zugelassen, auf dessen Gebiet sie die Tätigkeit beim
lnkrafttreten dieses Artikels ausgeübt haben (Abs. 2 der übergangsbestimmungen
zur Anderung des KVG vom 19. Juni 2O2O). Der Zulassungsentscheid erlolgt (neu)
mittels anfechtbarer kantonaler Verfügung im Rahmen eines formellen Zulassungs-
verfahrens, das eine qualitativ hochstehende und zweckmässige Leistungserbrin-
gung gewährleisten soll. ln diesem Verfahren muss überprüft werden, ob die Zulas-
sungskriterien vorhanden sind bzw. erfülll werden (inkl. eualitätsanforderungen ge-
mäss Art. 589 KW; vgl. dazu Bundesamt Iür Gesundheit [BAG], Häufig gesteltte
Fragen [FAQ] zur Umsetzung der KVG-Anderung ,,Zulassung von Leistungserbrin_
gern", Stand 25. August 2023, Frage 1.1 .a; siehe ferner Botschaft vom 9. N/tai 2018
zur Anderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung [Zulassung von
Leistungserbringernl, BBI 2O1B 3125, 0136 ff., 3144 und 9154 ff.).

6.5. lm Kanton Graubünden wurde infolge der Anderung des KVG vom 19. Juni2020 das Gesetz über die Krankenversicherung und die prämienverbilligung
(KPVG; BR 542.100) teilrevidiert. Gemäss dem neuen, am 1. Januar 2024 in Kraft
getretenen Art. 19c KPVG wird die Zulassung zur Tätigkeit zulasten der OKp ge_
mäss Art. 36 KVG vom zuständigen Amt _ hier dem Gesundheitsamt (vgt. An.2Za
Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs.4 der Verordnung zum Gesetz über die Krankenversiche_
rung und die Prämienverbiltigung [VOZKPVG; BH 542.120]) _ enei[ (Art. 19c Abs. 1
KPVG). Dieses ist nach Art. 19d Abs. 1 KPVG auch für die Aulsicht über die zuge_
lassenen Leistungserbringer im Sinne von Art. 98 KVG zuständig (vgl. Botschaft der
Regierung an den Grossen Ral vom 1g. Februar 2O2S zur Teilrevision des Gesetzes
über die Krankenversicherung und die prämienverbilligung, Heft W,712022_202g,
S.487 f.; siehe auch Art. 27a Abs.2 VOZKPVG). lm Gegensatz dazu war nach der
bisherigen Konzeption des KVG Iür die Zulassung von Diensten der häuslichen
Pflege und Betreuung kein förmliches Zulassungsverfahren vorgesehen (vgl. BGE
132 V 303 E. 4.3.1; vgl. Urteil des Eidgenössischen Versicherungsgerichts K 153/05
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vom 4. Mai 2006 E. 4.1; vgl. Urteil des Bundesgerichts 2p.35/2003 vom 5. Novem-
ber 2003 E. 3.2). Diese waren vielmehr von Gesetzes wegen ohne Weiteres zuge-
lassen, wenn sie die im KVG und in der KW aufgestellten Zulassungsbedingungen
erfüllten (vgl. Botschatt vom 9. Mai 2018 zur Anderung des Bundesgesetzes über
die Krankenversicherung [Zulassung von Leistungserbringern], BBI 2018 9125,
3138, 3144 und 3154 f.; EUGSTEH, Rechtsprechung des Bundesgerichts zum KVG,
2. Aull. 2018, Art.35 Rz.3). NIit der neuen Rechtslage erhält der Bundesrat die
Kompetenz, die Zulassungsvorausselzungen sämflicher Leistungserbringer des
ambulanten Bereichs festzulegen, um eine qualitativ hochstehende und zweckmäs_
sige Leistungserbringung zu gewährleisten (vgl. Botschaft vom 9. Mai 2018 zur An-
derung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung [Zulassung von Leis_
tungserbringernl, BBI 2018 3125,3155 f.).

6.6. Gemäss Art. 51 KW werden Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu
Hause zugelassen, wenn sie die folgenden Voraussetzungen erfüllen: Sie sind nach
der Gesetzgebung des Kantons, in dem sie tätig sind, zugelassen (lit. a). Sie verfü-
gen über einen kantonalen Leistungsauftrag nach Art.36a Abs.3 KVG (lit. abi", in
Kraft seit dem 1. Juli 20241. Sie haben ihren önlichen, zeitlichen, sachlichen und
personellen Tätigkeitsbereich lestgelegt (lit. b). Sie verfügen über das erforderliche
Fachpersonal, das eine dem Tätigkeitsbereich entsprechende Ausbildung hat
(lit. c). Sie verfügen über die lür die Leistungserbringung notwendigen Einrichtun-
gen (lit. d). Sie weisen nach, dass sie die eualitätsanforderungen nach Art. 5Bg KW
erfüllen (lit. e), nämlich: Sie vedügen über das erlorderliche qualilizierle personal
(Art. 589 lit. a KW), sie verfügen über ein geeignetes eualitätsmanagementsyslem
(lit. b), sie verfügen über ein geeignetes intemes Berichls- und Lemsystem und ha_
ben sich, sofern ein solches besteht, einem gesamtschweizerisch einheillichen
Netzwerk zur Meldung von unemünschten Ereignissen angeschlossen (lit. c), und
sie vertügen über die Ausstattung, die erforderlich ist, um an nationalen eualitäts_
messungen teilzunehmen (lil. d).

6.7. Was die lachliche eualifikation der bei einer Organisation der Krankenpflege
und Hille zu Hause angestellten Familienangehörigen anbelangt, hielt das Bundes-
gericht in BGE 145 V 161 fest, diese könnten grundsätzlich auch ohne pflegerische
Fachausbildung l\4assnahmen der Grundpllege im Sinne von Art.7 Abs.2 lil. c
Zitl. 1 RLV zu Lasten der OKp erbringen. Diese Massnahmen setaen keine hoch_
stehende pflegerische Fachausbildung voraus; ein,,gewisses Anlernen,, genüge
(vgl. dortige E. 5.1; siehe ferner Urteil des Eidgenössischen Versicherungsgerichts
K 156/04 vom 21 . Juni 2006 E. 3.2). Das Bundesgericht präzisierte dabei, bei der
Grundpllege im Sinne von Art. 7 Abs.2 lit. c Ziff. 1 KLV handle es sich um pfle-



gerische Leistungen nichtmedizinischer An bei krankheitsbedingten Beeinträchti-
gungen in grundlegenden alltäglichen Lebensverrichtungen (Ankleiden, Auskleiden;
Aufstehen, Absitzen, Abliegen; Esseni Körperpflege; Verrichten der Notdurfti Fort_
bewegung etc. [Urteil des Bundesgerichts }C_7OAZOß vom 21. Dezember 201O
E. 2.11). Sie könne in verschiedenen Formen gewährt werden, so als Unterstützung,
als teilweise oder vollständige übernahme der Verrichtungen im AblauI des tägli_
chen Lebens oder als Beaulsichtigung sowie Anleitung mit dem Ziel der eigenstän_
digen Übernahme dieser Verrichtungen (vgt. BGE 145 V 161 E.5.2.2).

7.1. lm hier zu beuneilenden Fall begrenäe die Beschwerdegegnerin ihre Leis-
tungspllicht im Rahmen der Grundpllege gemäss Art. 7 Abs. 2 lit. c KLV auf sechs
Tage pro Woche, da bei einer durchgehenden Beschäftigung der Lebenspartnerin
des Beschwerdeführers ohne Gewährung eines Ireien Tages pro Woche davon aus_
zugehen sei, dass auf Dauer eine qualitativ hochstehende und zweckmassige Er_
bringung der Pflegeleistungen nicht gewährleistet sei (vgl. angefochtener Ein_
spracheentscheid vom 4. Dezember 2024 [act. 8.1 E.2.3 = act. C.11 E. 2.3] und
Vernehmlassung der Beschwerdegegnerin vom 22. Janua( 2OZS Rz. 12 tt. lact.A.2l). Dagegen wendet der Beschwerdeführer ein, der Krankenversicherer sei aus-
schliesslich Iür den Vollzug der OKp zuständig, nicht aber für die Kontrolle der Ein_
haltung des Arbeitsgesetzes bzw. der zwingenden Arbeitnehmerschutzbeslimmun_
gen. Er sei nicht berechtigt, allfällige Einreden und Einwendungen, welche das ln_nenverhällnis (Arbeitsvertrag) zwischen der angestellten Angehörigen und demLeistungserbringer beträfen, im Aussenverhältnis zwischen dem Leistungserbringer
und dem Versicherungsträger zu erheben und damit Kürzungen der Leistungspttichtzu begründen. lm Weiteren macht der Beschwerdeführer geltend, dae privaten
Haushalte seien vom Arbeitsgesetz ausgenommen, selbsl wenn die pflegenden An-gehörigen einen Arbeitsvertrag mit einer Spitex-Organisation hätten. iusserdem
komme aufgrund des geringen Arbeitspensums seiner Lebenspartnerin Art.329
Abs. 2 OR zur Anwendung, wonach der Arteitnehmerin unter besonderen Umstän-den namentlich slatt eines freien Tages zwei freie Halbtage eingeräumt werden
könnten

7.2. Vorliegend ist unbestritten, dass die Beschwerdegegnerin nicht für die Kon_trolle der Einhaltung des Arbeitsgesetzes zuständig ist. Vielmehr obliegt dessen
Vollzug den Kantonen (vgl. Art.41 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Arbeit inlndustrie, Gewerbe und Handel [Arbeitsgeselz, ArG; SR 822.11] und An. 2 Abs. 1des Einführungsgesetzes zum Arbeitsgesetz und zur Unlallverhütung nach Unfall-versicherungsgesetz [BR S3O.1OO] sowie Art. 1 der Verordnung .rrn-Einrührrng"-
gesetz zum Arbeitsgesetz und zur Unfallverhütung nach Unfallversicherungsgesetz



IBR 530.1501). Diese sind insbesondere für Einzelfallkontro en mittels lnspektionen
vor Ort betreffend die Anwendung des Arbeitsgesetzes und der zugehörigen Ver-
ordnungen durch die Betriebe zuständig (vgl. Art. 79 Abs. 1 lit. a der Verordnung 1

zum Arbeitsgesetz [AGV 1; SR 822.111]).

7.3. lm Weiteren beruft sich der Beschwerdeführer auf die Einschätzung des
Staatssekretariats für Wirtschaft (SECO) zur Einhaltung der Arbeits- und Ruhezei_
ten von angestellten pflegenden Angehörigen. Nach An. 1 Abs. 1 ArG ist das Ar_
beitsgesetz unter Vorbehalt der Art. 2 bis 4 ArG aul alle ötfenflichen und privalen
Betriebe anwendbar. Vom betrieblichen Geltungsbereich des Arbeitsgesetzes aus-
genommen sind allerdings gestützl aut Art. 2 Abs. 1 lit. g ArG private Haushaltun-
gen. Das SECO ist dabei der Auffassung, dass pflegende Angehörige von dieser
Ausnahme grundsätzlich erfasst werden, da sie in einem privaten Haushalt einge_
setzt würden und keine anderen Angestellten vor Ort seien. Dies gelte selbst dann,
wenn die pllegenden Angehörigen einen Arbeilsvertrag mit der Organisation hätten.
Daher seien die Arbeits- und Ruhezeitbestimmungen sowie die Gesundheitsvor_
schriften des Arbeitsgesetzes nicht anwendbar (vgl. Schreiben vom 6. April 2021
[act. C.10 S. 1]; siehe ferner auch Schreiben des SECO vom 16. Mai 2OZg [act.
C.10 S. 3 f.l). Dem hält die Beschwerdegegnerin allerdings zu Recht entgegen, dass
der Sachverhalt, welcher dieser Stellungnahme zugrunde liegt, nicht näher bekannt
ist, und das SECO zudem anmerkte, dass das kantonale Arbeitsinspektorat für die
konkrete Prüfung der Situation zuständig sei (vgl. act. C.1O S. 2). Ausserdem weist
sie - unter Anerkennung, dass die Care Solutions GmbH diesem nicht beigetreten
ist - aut den Administrativ-Vertrag Spitex vom 1. Mai 2023 zwischen der Spitex
Schweiz bzw. der Association Spitex priv6e Suisse (ASpS) und verschiedenen Ver_
sicherern hin, wonach Spitex-Organisationen, welche pllegende Angehörige an_
stelllen, die anwendbaren Vorschriften des eidgenössischen und kantonalen Ar_
beitsrechts einzuhalten hätten. Es sei insbesondere sicherzustellen, dass die pfle_
genden Angehörigen physisch und psychisch in der Lage seien, die pflegeleistun_
gen in quantitativer und qualitativer Hinsicht sicherzustellen (vgl. Art. 1 Abs.3 des
Administrativ-Vertrags Spitex [act. C.6]). lm Weiteren verweist die Beschwerdegeg-
nerin auf den Code of Conduct der ASpS zum Thema pflegende Angehörige vom
26. August 2024, wo.in die ASPS die Ansicht vertritt, dass pllegende Angehörige
dem Arbeitsgesetz unterstellt seien. Daher empfiehlt sie ihren l\,litgliedern, die Vor_
gaben des Arbeitsgesetzes und seiner Verordnungen einzuhalten (vgl. act. C.7
s.3).

7.4. Auch in der Lehre wird - abgesehen vom Bechtsvertreter des Beschwerde_
,ührers (vgl. LANDoLT, Handbuch pflegerecht, 2023, S. 139 I.) _ mehrheiflich die
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Ansicht vertreten, dass privatrechtlich organisierte Spitex-Organisationen dem Ar-
beitsgesetz unterslellt sind, auch mit Blick auf angestellte pflegende Angehörige,
jedenfalls soweit zwischen der Spitex-Organisation und der zu pflegenden person
ein Auftragsverhältnis nach Art.394 fi. OR besteht (vgl. Ftltppo, Sozialversiche-
rungsrechtliche Absicherung unentgeltlich pflegender personen im Erwerbsalter,
2016, S. 70; PARU, Private Haushalte: Anwendung des Arbeitsgesetzes?, Jusletter
vom 27. Mai 2019, S.8 f. und S. 18; WAGNER, Die Bund-um-die-Uhr_Betreuung in
der Prlege, AJP 2016, S.773 f.; GEtsER, Arbeitsgesetz, in: portmann/von Kaenet
lHrsg.l, Fachhandbuch Arbeitsrecht, 2018, S.649; DERS., übersicht über die ar_
beitsrechtliche Rechtsprechung des Bundesgerichts, AJp 2016, S. 101; LEU/B|-
scHoFaERGER, Pflegende Angehörige als Angestellte in der Spitex: Eine Annähe-
rung aus rechtlicher, qualilikatorischer und konzeptioneller perspektive, pllegerecht
2012, S.213; HENSCH, Arbeitsrechfliche Fragen der spitalexernen Krankenpllege,
Pllegerecht 2012, S. 14). Dabei wird argumentiert, dass im Falle privatrechüich_er_
werbswirtschaftlicher Spitex-Anbieter ein Dreiparteienverhältnis bestehe zwischen
der zu pflegenden Person, der Spitex-Organisation und der Arbeitnehmerin bzw.
dem Arbeilnehmer. Während zwischen lelzteren beiden ein Arbeitsvenrag abge_
schlossen werde, liege zwischen der Spitex_Organisation und der zu pflegenden
Person ein Auftragsverhältnis nach Art. 394 ff. OB vor. Die von der Arbeitnehmerin
bzw. dem Arbeitnehmer zu erbringenden pflegeleistungen dienten dabei neben der
zu pflegenden Personen der Erfüllung des Auftrags zwischen dieser und der Spitex_
Organisation und damit dem kommerziellen Zweck der privatrechflich_erwerbswi(_
schaftlichen Spitex-Anbieter. ln dieser Konstellation stelle daher die Spitex_Organi-
sation den Betrieb im Sinne von Art. 1 Abs.2 ArG dar, wobei die Ausnahme vom
betrieblichen Geltungsbereich nach Art. 2 Abs. 1 lif. g ArG nicht zum Tragen komme
(vgl. PARLT, a.a.O., S. 8 f., S. 16 und S. 1B; WAGNEB, a.a.O., S. 773 f.).

7.5. Das Bundesgericht hielt in einem jüngeren publizierten Enlschejd (BGE 14g
ll 203) dafür, aus der Auslegung von Art. 2 Abs. 1 lit. g ArG ergebe sjch, dass djese
Bestimmung auf Zweiparteienverhältnisse zugeschnitten sei, d.h. auf Konste atio_
nen, in welchen die Arbeitskraft direkt vom privaten Haushalt angestellt werde und
ihre Anweisungen ausschliesslich von diesem beziehe. Demgegenüber sei es bei
Dreiparteien-Konstellationen, so namenflich in Fällen von personalverleih, möglich,
die Einhaltung der Arbeits- und Fluhezeiten bei der Betreuungsorganisation zu kon_
trollieren. Der Wille des historischen Gesetzgebers, der sich _ wie es die in der
Lehre aulgeführten Beispiele (Köche, Chauffeure, Gämter etc.) zeigten _ vor allem
auf die lntimität der Verhältnisse stütze, erstrecke sich nicht aul Mehrpaneienver_
hältnisse. Zudem diene die Arbeitsleistung der Betreuungskraft in Fällen von NIehr
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parteienverhältnissen nicht nur der Erfüllung privater Bedürfnisse der zu betreuen-
den Person, sondem auch dem kommeziellen Zweck der Betreuungsorganisation.
Diese Argumente sprächen - unter Berücksichtigung des Zwecks des Arbeitsgeset-
zes, einen umfassenden Schutz möglichst vieler Arbeitnehmenden zu gewährleis_
ten - für eine restriktive Handhabung von Art. 2 Abs. 1 lit. g ArG und damit gegen
die Anwendung dieser Ausnahmebestimmung auf Fälle von l\rehrparteienverhält-
nis-sen (vgl. BGE 148 It 203 E.4.6).

7.6. Dem bundesgerichflichen Leitentscheid BGE 148 ll 200 lag zwar _ anders
als hier-ein 24-Stunden-Betreuungsmodell in privathaushalten zugrunde, welches
die Vorinstanz als Personalverleih qualifiziert hatte. Nichtsdestotrotz hiett das Bun_
desgericht was Iolgt lest " Besteht zwischen der Betreuungsorganisation und der zu
betreuenden Person (...) ein Veftragsverhältnis (Auftrag bzw. Werkveftrag), unter_
steht das Unternehmen, welches mit seinen Angestelllen einem privaten Haushalt
Betreuungs- und pftegedienstleislungen erbringt, grundsät4ich dem Arbeitsgesetz
und stellt es den Betrieb nach An. 1 Abs. 2 ArG dar. Die Ausnahme gemäss Aft. 2
Abs. 1 lit. g ArG gelangt in solchen Fällen nicht zur Anwendund,(BGE 148 ll 203
E.3.4.3). Auch im vorliegenden Fall ist dem Betriebskonzept der Care Solutions
GmbH vom 2. November 2021 zu entnehmen, dass sie mit jedem Klienten einen
schriftlichen Pflegediens eistungsauftrag abschliesse, in welchem die gegenseiti-
gen Rechte und pllichten festgelegt würden. Sodann schliesse die Care Solutions
GmbH mit jedem Arbeitnehmer einen schrifflichen Arbeitsvertrag ab (vgt. act. C.g
S. 7 f.). lnsofern liegt auch hier ejn wie vom Bundesgericht besc;iebe;es Dreipar-
teienverhältnis vor (vgl. hierzu auch Bestätigung v om 18. März 2024 der Care So_lutions GmbH betreffend pflegediensfleistungsvertrag und Anstellung [act. C.14l1]).
Zwar tdfü es zu, dass die angestellten pflegenden Angehörigen in den Haushalt derzu pflegenden person eingegliedert sind und zwischen ihnen ein besonderes Ver_
trauensverhältnis besteht. Aufgrund dessen dem Arbeitsgesetz, das einen mög-
lichst umfassenden Arbeitnehmerschutz bezweckt (vgt. eCi t+a tt ZOS e. +.21, Oie
Anwendung zu versagen, da Kontrollen der Arbeits_ und Ruhezeiten faktisch er-
schwen bzw. gar unmöglich seien (vgl. LANDoLT, a.a.O., S. 140), greift allerdings zukurz. Denn so hielt auch das Bundesgericht in BGE 148 Il 203 fest, dass die Kon-
trolle der Einhaltung der Vorschriften des Arbeitsgesetzes und dessen Verordnun-
gen über die Arbeits- und Ruhezeiten bei der Organisation möglich sei. Die Arbeits_
zeit könne namenflich digital, mit Hilfe webbasierter Zeiterfassungssysteme, erlasstwerden. Der Zugang zum privathaushalt _ welcher der historische GesetzgeOer mit
der hier interessierenden Ausnahme privater Haushalte insbesondere zu vermejden
bezweckte (vgt. BGE 14A | 2Og E.4.4) _ sei hiertür nicht zwingend nötig (vgl.
E.4.4.2 des besagten Urtejls). Die pllegenden Angehörigen unterliJgen hinsichflich
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der von ihnen erbrachten Grundpflegeleistungen denn auch einer Dokumentations-
und Rapportierungspflicht (vgl. Urteil des Schiedsgerichts des Kantons Graubünden
SVR 22 1 vom 22. März 2024 E.5.4). Desgleichen geht aus dem Betriebskonzept
der Care Solutions GmbH hervor, dass die pflegenden Angehörigen die von ihnen
erbrachten Pflegeleistungen in einem pflegejournal rapportieren, das sie monaflich
der zuständigen Casemanagerin bzw. dem zuständigen Casemanager übergeben
müssen. Ausserdem verwendet sie die Spitex-Software perigon, mit welcher die
Pflegeleistungen geplant, erfasst und abgerechnet werden (vgl. act. C.g Ziff. g). lm
Weileren sind die Casemanagerinnen und -manager gegenüber den angestellten
Angehörigen befugt, pflegerelevante Weisungen zu eneilen (vgl. act. C.8 Zifi. 12),
womit die Weisungsbef ugnisse hinsichtlich der zu erbringenden Grundpflegeleis_
tungen bei der Spitex-Organisation liegen. Die angestellten Angehörigen werden
von einer über ein pflegefachdiplom verfügende Casemanagerin instruiert und be-
aufsichtigt. Die zuständige Casemanagerin _ vorliegend Leonie Cavegn (vgl. act.
8.3 = act. C.3. S.3) - erstellt die Bedartsabklärung, macht die pftegeitanung und
instruiert die angestellten Angehörigen. Sie beaufsichligt die pflegediens eistung
und stellt eine einheilliche eualität sicher (vgl. Betriebskonzept der Care Solutions
GmbH vom 2. November 2021 [act. C.8 Ziff.4.1]). lnsofern kann der Beschwerde_
gegnerin nicht gefolgt werden, wenn sie festhält, die Care Solutions GmbH wache
nicht angemessen über die pflegequalität der bei ihr angestellten pflegenden Ange-
hörigen. lm Recht liegt denn auch eine detaillierte pflegeplanung mit-den oeim Be_
schwerdeführer vorzunehmenden Grundpflegeleistungen, welche zusammen mit
dem Leistungsplanungsblatt die von der pflegenden Angehörigen zu verrichtenden
Arbeitseinsätze und Arbeitszeiten definiert (vgl. act. 8.2 f.). DLse Umstände spre_
chen dafür, dass die im Rahmen des Arbeitsvenrags von der pflegenden Angehöri_
gen erbrachten Grundpflegeleistungen der Erfüllung der Leistungspllicht der Spitex-
Organisation gegenüber der zu pflegenden person aus dem Auftragsverhättnis die-
nen. Die Einhaltung der arbeitsgesetzlichen Vorschriften könnten daher bei der Spi_
tex-Organisation kontrolliert werden, was für deren Anwendbarkeit spricht. Die pfle-
genden Angehörigen würden damit auch gleich behandelt wie andere angestellte
Spitexmitarbeitende und kämen in den Schutz der arbeitsgesetzlichen Arbeats- und
Fluhezeiten (vgl. namenflich zum wöchenflichen Buhetag; Art. 21 AIGV 1, zur wö_
chentlichen Höchstarbeitszeit: Art.9 ArG, zur Verteilung der Arbeitszeit; Art. 16
ArGV 1 und zurtäglichen Ruhezeit: Art. 15a ArG).

7.7. Würde dem Arbeitsgesetz seine Anwendbarkeit versagt, böten allenfalls kan_
tonale Normalarbeitsverträge (NAV) noch einen gewissen Schutz (vgt. Art.359 ff.OR; vgl. Normalarbeitsverlrag für das hauswirtschaftliche Arb;itsverhä[nis
[BR 535.200]; zur Nichtanwendbarkeit des bundesräflichen Normalarbeitsvertrags



Iür das Pflegepersonal [SR 221.215.328.4] siehe LANDoLT, a.a.O., S. 149). Deren
Beslimmungen können allerdings im Bahmen eines Einzelarbeitsvertrags wegbe-
dungen werden (vgl. Art.360 Abs. 1 OR; vgl. PARU, a.a.O., S. 16). DiesIa s sind
einzig die arbeitsvertraglichen Verpflichtungen der Arbeitgeberin zu beachten, wo_
bei Art. 329 Abs. 1 OR vorsieht, dass der Arbeitnehmerin jede Woche ein lreier Tag
zu gewähren ist; in der Regel ist dies der Sonntag. Oiese vom OR statuiene sechs_
Tage-Woche ist relativ zwingender Natur, d.h. es kann lediglich zu Gunsten der Ar_
beitnehmerin von der Begelung abgewichen werden (vgl, WAGNEB, a.a.O., S.77S
f.). Zwar lässt Art.329 Abs.2 OR ausnahmsweise zu, dass mit Zustimmung der
Arbeitnehmerin mehrere lreie Tage zusammenhängend oder statt eines freien Ta-
ges zwei freie Halbtage eingeräumt werden. Hierfür müssen jedoch besondere Um_
stände vorliegen, wobei aus den parlamentarischen Beratungen hervorgeht, dass
dabei vornehmlich an die Land- und Alpwirtschaft _ insbesondere an das Atpperso-
nal mit abgeschiedenen Arbeitsplätzen _ gedacht worden ist (vgl. WAGNER, a.a.O.,
S.776). lnwiefern vorliegend solche besonderen Umstände vorliegen so ten, wel
che eine Ausnahme zur sechs-Tage-Woche rechtfertigten, ist insbesondere auch
vor dem Hinlergrund, dass die Care Solutions GmbH gemäss Betriebskonzept be_slrebt ist, Entlastungsangebote und Stellvertretungsregelungen anzubieten, umpflegenden Angehörigen eine Auszeit zu gönnen (vgl. act. C.8 Ziff. 1), nicht ersicht
lich.

7.8. Wie es sich mit der Verpflichtung zur Einhaltung der arbeilsgesetzlichen und-rechtlichen Vorgaben durch Spitex-Organisationen mit angestelltei pllegenden An_gehörigen letälich im Einzelnen verhält, kann vorliegend ledoch offen tteiben, dadie Beschwerdegegnerin die Begrenzung der Leistungspflicht für Grundpflegeleis-
tungen aul sechs Tage pro Woche nicht primär mit arbeitsrechflichen Einwänden
begründete, sondern mit der Nichterfüllung der Voraussetzungen für die Kosten-
übernahme durch die OKp nach Art.32 KVG. So fühne sie im angefochtenen Ein-
spracheentscheid vom 4. Dezember 2024 aus, unabhängig davon, ob das Arbeits_gesetz im vorliegenden Fall anwendbar sei oder nicht, könne bei Nichteinhatten der
entsprechenden Vorschriften davon ausgegangen werden, dass die erbrachten
Leistungen über eine längere Dauer nicht die Wzw_Kriterien nach Art. 32 KVG er_füllten, da die hohe Belastung ohne einen freien Tag zwangsläufig dazu führe, dass
die Qualität der pflegeleistungen auf Dauer nicht gewährleistet werden konne (vgl.
dortige E.2.3.8 [act. 8.1 = act. C.11]). ln ihrer Vernehmlassung vom 22. Januar2025 betonte sie in Bestätigung ihres Einspracheentscheids wiederum, dass bejeiner durchgehenden Beschättigung der Lebenspartnerin des Beschwerdeführers
ohne Gewährung eines lreien Tages pro Woche davon auszugehen sei, dass auf
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Dauer eine qualitativ hochstehende und zweckmässige Erbringung der pflegeleis-
tungen nicht gewährleistet sei (vgl. act. A.2R?,12t.\.

7.9. Nach Art.32 Abs. 1 KVG müssen die Leistungen nach Art.25 bis 91 KVG
wirksam, zweckmässig und wirtschaftlich sein (Satz 1). Die Wirksamkeit muss nach
wissenschaftlichen Methoden nachgewiesen sein (Satz 2). Es handelt sich bei den
in dieser Bestimmung statuierten Kriterien der Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und
Wirtschaftlichkeit (sog. Wzw-Kriterien) um die grundlegenden, kumulativ zu erfül_
lenden Voraussetzungen jeder Leistung. lhr Zweck ist es, eine etfiziente, qualitativ
hochstehende und zweckmässige Gesundheitsversorgung zu möglichst günstigen
Kosten sicherzustellen. An diesem Ziel haben sich alle Akteure im Bereich der OKp
zu orientieren (vgl. BGE 127 V gO E.3c/aa; vgl. Urteil des Bundesgerichts
9C 70212023 vom 15. Februar 2024 E. 4.2).

7.10. ln diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass im Sozialversiche-
rungsrecht grundsätzlich der Untersuchungsgrundsatz gilt, wobei die Auskunfts_
und lvlitwirkungspflicht der Leistungen beanspruchenden person zu berücksichtigen
ist. Die Behörde hat, wo notwendig, den rechtserheblichen Sachverhalt von Amtes
wegen abzuklären, ohne dabei an die Anträge der parteien gebunden zu sein (vgl.Art.43 Abs. 1 und S ATSG; vgl. K|ESER, ATsc_Kommentar, 5. Aufl.2OZ4, An.4gRz. 14 ff. und Rz. 1OO fi.). Die Untersuchungspflicht gilt sowohl im Verwattungsver-
fahren wie auch grundsätzlich im kanlonalen Gerichtsverfahren (vgl. Art. 61 lit. cATSG). Die Untersuchungspflicht dauert so lange, bis über die für die Beuneilung
des streitigen Anspruchs erforderlichen Tatsachen hinreichende Klarheit besteht.Wenn der Versicherungslräger oder das kantonale Sozialversicherungsgericht imRahmen einer umfassenden, sorgfältigen, objektiven und inhaltsbezägenen Be-weiswürdigung zur überzeugung gelangt, dass ein bestimmter Sachverhatt über-wiegend wahrscheinlich sei, steht dies einer antizipierten Beweiswürdigung nichtentgegen bzw. liegt im Vezicht auf die Abnahme weiterer Beweise keine Verletzung
des Anspruchs auf rechfliches Gehör (vgt. BGE 144 V 361 E.6.5, 136 I 229 E. 5.3,134 I 14O E. S.3 und 124 V 90 E. 4b). Bteiben jedoch erhebliche Zweiret an derVollständigkeit und/oder Richtigkeit der getrotfenen Tatsachenleststellungen beste-hen, ist weiter zu ermitteln, soweit von zusätzlichen Abklärungsmassnahmen nochneue wesenlliche Erkenntnisse zu erwarten sind (vgl. Urfeile des Bundesgerichts8C 41412022 vom 24. Januar 2023 E. 4.1 t., gC 582O22 vom 7. Juni 2OZZ E. 4.1 .1t.,8C_52112021 vom22. Mä122O22E 3.1.1 f.,9C g7712021 vom 22. Oktober 2O2iE. 5.3.1, 8C_641/2019 vom 8. Aprit 2O2O E. 3.3.1, 8C_398/2018 vom 5. Dezember2018 E.3.1 und 8C 616/2013 vom 2g. Januar 2O14 E.2.1; vgl. K|ESER, a.a.O.,Art. 43 Rz. 20 f. und Rz. 31 f.). Kommt die VeMaltung ihrer Abkürungspfticht nicht
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oder nicht genügend nach, kann die Sache aus diesem Grund an die Verwaltung
zurückgewiesen werden (vgl. BGE 192 V 368 E. S). Der Untersuchungsgrundsatz
schliesst die Beweislast im Sinn der Beweisführungslast begriffsnotwendig aus, da
es Sache der verfügenden Verwaltungsstelle (Art. 43 Abs. 1 ATSG) oder des Sozi-
alversicherungsgerichts (Ar1.61 lit. c ATSG) ist, für die Zusammentragung des Be_
weismaterials besorgt zu sein (vgt. BGE 144 V 427 E.3.2 und 138 V 218 E. 6; vgl.
Urteil des Bundesgerichts 9C 7o2/2)23vom 1S. Februar 20 24 E. 4.4).

7.11. Dq Beschwerdegegnerin ist grundsätzlich darin beizupflichten, dass die
Nichteinhaltung der arbeitsgesetzlichen bzw. _rechflichen Arbeits_ und Ruhezeiten
über einen längeren Zeitraum hinweg unter Umständen dazu führen kann, dass die
pflegenden Angehörigen mangels genügender Erholungszeiten ihre pflegeleistun_
gen nicht in der notwendigen eualität zu erbringen vermögen. Dabei jedoch ohne
Weiteres in jedem Fall - auch dem vorliegenden _ zu folgem, dass die WZW-Krite_
rien nicht erlüllt seien, vermag in dieser Absolutheit nicht zu übezeugen. Die Grund-
lage des Entschädigungsanspruchs Iür Leistungen von Organisationen der Kran_
kenptlege und Hilre zu Hause bildel der äz iche Auftrag oder die äraliche Anord-
nung hinsichtlich der erforderlichen Massnahmen, welche auf Grund der Bedarfsab_
klärung und der gemeinsamen planung näher zu umschreiben sind. lVit der Unter-
zeichnung der Bedarfsmeldung durch die ArAperson wird diese zur ärzflichen An_ordnung (vgl. Urteil des Bundesgerichls gC 1/2O1g vom 16. Oktober 2018E.4.2.2.1; siehe hier act. C.3). Azflich verordnele Leistungen haben die gesetzli-
che Vermutung Iür sich, dass sie den Voraussetzungen für eine Kostenübernahme
durch die OKp entsprechen (vgl. BGE 125 V 21 E. Sb). Hän ein Krankenversicherer
dafür, dass eine bestimmte ärz iche Therapie unwirksam, unzweckmässig oder un_wirtschaftlich sei (Art. 92 Abs. 1 KVG), hat er im Bahmen des Untersuchungsgrund_
satzes die Verhältnisse abzuklären (2.8. durch Einholung eines Gutachtens) undhemach über die Leistungspflicht im Einzelfall zu verfügen (vgl. BGE 12g V 167E.3.2 und E.4 sowie 136 V 84 E.2.1). Obgleich somit die pf ti-chfleistungsvermu-
tung durch die Beschwerdegegnerin umgeslossen werden kann (vgl. Urteildes Bun-desgerichts 9C_7022023 vom 15. Februar 2024 E. +.3), bedarf e-s hierzu in Nach_achtung der Abklärungsobliegenheit einer konkreten prüfung des Einzelfalls. Djes
ist im vorliegenden Fall allerdings unterblieben; Die Beschwerdegegnerin hat wedernähere Untersuchungen zur eualität und Zweckmässigkeit der von-der Lebenspart_
nerin des Beschwerdeführers als pflegende Angehörige effektiv erbrachten crund-pflegeleistungen getroffen noch solche veranlasst. lnsbesondere hat sie auch keineentsprechenden pflegedokumentationen und Unterlagen zur Beaufsichtigung derLebenspartnerin als pflegende Angehörige und zur eualitätssicherung ihrer Leis_tungen beider Leistungserbringerin eingeholt und gewürdigt (vgl. hiezJ oie mit aer



Fleplik nachgereichten Pflege- und Verlaulsberichte vom Mäz bis August 2024
[act. B.6]). Beim zeitlichen Umfang der von der Beschwerdegegnerin als verrechen-
bar anerkannten Grundpflegeleistungen von (auf sieben Tage hochgerechneten)
96 Minuten pro Tag (vgl. act. C.4 S. 2 unter Aufrechnung der gemäss Einsprache-
entscheid vom 4. Oezember 2024 um 1,7 geküzten Leistungen [act. 8.1 E. 2.6.2 =
act. C.11 E. 2.6.21\ bzw. von 132 Minuten gemäss der pflegetageberechnung der
Care Solutions GmbH vom 26. Februar 2024 (vgt. act. C.g S.4) tiegt auch nicht
geradezu auf der Hand, dass die Grundpllegeleistungen nicht in der notwendigen
Qualität wirksam, zweckmässig und wirtschaftlich erbracht würden (vgl. auch
Pflege- und Verlaufsberichte vom März bis August 2024 [act. 8.6]). Demnach durfte
es die Beschwerdegegnerin nicht dabei bewenden lassen, generell anzunehmen,
die Voraussetzungen für die Kostenübemahme durch die OKp seien mangels Ein_
haltung von Arbeits- und Ruhezeiten per se nicht gegeben. Vielmehr hätte es wei_
terer Abklärungen zur Iachgerechten Erbringung qualitativ einwandlreier Grundpfle-
geleistungen im Einzellall bedurft. Der rechtserhebliche Sachverhalt erweist sich
somit als ungenügend erstellt, weshalb die Angelegenheit zur Einholung eines Gut-
achtens, insbesondere unter Beizug einer diplomierten pflegefachpeÄon, an die
Beschwerdegegnerin zurückzuweisen ist.

8.1. lm Weiteren kritisiert der Beschwerdeführer die von der Beschwerdegegnerin
vorgenommene Küzung der verrechenbaren Grundpflegeleistungen infolge der
Fürsorge- bzw. Schadenminderungspllicht seiner Lebenspartnerin als unzutässig.

8.2. Soweit erzunächst vorbringt, seine Lebenspartnerin seivon Gesetzes wegen
nicht beistandspflichtig, ist ihm entgegen der Auffassung der Beschwerdegegnerin
insoweit beizupflichten, als rechtsprechungsgemäss aus der ehelichen Beistands_
pflicht (vgl. Art. 159 Abs. 3 ZGB) Iliessende pllichten nur den Ehegatten tretfen; für
Konkubinatspartner bestehen grundsätzlich keine solchen rechflichen Verpflichtun-
gen (vgl. BGE 142 t 36 E.2.3, 134 I 313 E.5.5 und 129 I 1 E.3.2.4; vgt. Uneitedes Bundesgerichts 5A 79412015 vom 17. Dezember 2015 E.2.3 und
8C_232/2015 vom 17. September 2O1S E. S.2). Dies vermag indes nicht über den
Umstand hinwegzutäuschen, dass bei einem Konkubinatsverhältnis _ wovon vorlie_
gend aufgrund der gelebten Lebensgemeinschaft mit gemeinsamen Haushalt aus_
zugehen isl - in verschiedenen Konstellationen auf die tatsächlichen Verhältnisse
abgestellt wird (vgl. z.B. bei Fürsorgeleistungen: Urteil des Bundesgerichts
8C_232/2O15 vom 17. September 2015 E. S.2 oder bei der Berechnung des betrei-
bungsrechtlichen Existenzminimums: Urteil des Bundesgerichts sA_7älzo1S vom
17. Dezember 2O1S E. 2.3). Auch im Bereich der OKp gilt die Schadenminderungs-
pflicht als allgemeiner Rechtsgrundsatz (vgl. BGE 1 18 V 1O7 E.7bl. Dabei hat das



Bundesgericht insbesondere im Bereich der Beitragspflicht der OKp an die Kosten
von Pflegeleistungen entgegen der Auffassung des Beschwerdelührers ausdrück-
lich eine Schadenminderungspflicht von Familienangehörigen anerkannl (vgl. BGE
145 V 161 E. 3.3.2; vgl. Urteit des Bundesgerichts 9C_7O2|2O1O vom 21. Dezember
2O1O E.7.1t vgl. Ftltppo, a.a.O., S. 69). Demnach sind die Auswirkungen der Be_
handlungsbedürftigkeit durch geeignete lvlassnahmen und die Mithilfe der Familien_
angehörigen möglichst zu mildern (vgl. EuGsTER, Die obligatorische Krankenpflege_
versicherung, in: Meyer [Hrsg.], Soziale Sicherheit _ S6curit6 sociale, 3. Aullage
2016, S. 521 und S. 601 ; HusirANN/JENNy, in; Btetcha/Cotatrella/Rüedi/ Statfetbach
[Hrsg.], Basler Kommentar zum Krankenversicherungsgesetz, Basel 2020, N. 29 zu
Vor Aft. 67 tf. KVG). Für deren Umfang ist dabei _ anders als vom Beschwerdefüh_
rer vorgebracht - nicht die rechfliche Durchsetzbarkeit massgebend, sondern das,
was in der sozialen Realität üblich und zumutbar ist (vgl. Urteil des Bundesgerichts
9C_52512O23 vom 26. Oktober 202A E. 4.2 L). Vorausgesetzt wird dabei eine tat-
sächliche Beistandsbereilschaft der Angehörigen (vgl. EUGSTER, a.a.O., S.521).
Diese ist im vorliegenden Fall zweifellos gegeben: Mit der Beschwerdegegnerin ist
festzuhalten, dass die Beistandsbereilschaft der Lebensparlnerin des Beschwerde_
führers gerade dadurch zum Ausdruck komml, dass sie sich zum Zweck der pflege
ihres Lebenspartners bei der Leistungserbringerin anstellen liess (vgl. angefochte_
ner Einspracheentscheid vom 4. Dezembe( 2024 E.2.5 [act. B.1 = act. C. t t]). Liegt
- wie hier unbestrittenermassen - somit ein getestigtes Konkubinat vor, in welchem
sich die Padner aufgrund der gelebten engen Lebensgemeinschaft gegenseitig
auch mit Blick auf die Krankenpllege unterstützen, erscheint es gerechttertigt, eineschadensmindernde Mithilfe der Konkubinatsparlnerin bei der pflege im Rahmen
der OKP zu berücksichtigen, solange diese im Einzelfall zumutbar ist und sich imsozial üblichen Mass bewegt. Diese Anrechnung von Schadenminderungsleistun_
gen erfolgt somit nicht als Ausdruck einer rechflichen Verpflichtung, sondern trägt
dem Umstand Rechnung, dass sich die Lebenspartner aufgrund ihÄr tatsachtichen
Beistandsbereitschatt im Konkubinalsverhältnis gegenseitig auch in pflegerischer
Hinsicht unterstützen. Oies erscheint im Bereich der OKp auch angezeigf, andern_
falls die Solidargemeinschaft der prämienzahlenden für solche Kosten von trrtass-
nahmen, welche üblicheMeise in einem gefestigten Konkubinat erbracht werden,
aufzukommen hätte (vgl. LANDoLT, Angehörigenpflege _ Freiwilligen_, Gratis_ oderLohnarbeit?, SZS 2013, S. 471 f.).

8.3. lm Weiteren bestreitet der Beschwerdeführer die Zulässigkeit und den Um_fang der infolge der Schadenminderungspllicht vorgenommenen Kürzung der ver_rechenbaren Grundpf legeleistungen.
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8.4. lmUneil K 156/04vom21. Juni2006 (in: SVB 2006 KV Nr. 37 S. 141;bestä-
tigt in BGE 150 V 273 E.4.3.5.3 und 145 V 161 E.3.3.1 f. sowie Urteite des Bun-
desgerichts 9C 7O2|2O1O vom 21 . Dezember 2O1O E.7 sowie 9C_S97l2007 vom
19. Dezember 2007 E. 3) erkannte das Eidgenössische Versicherungsgericht bei
pflegenden Familienangehörigen ein potenzielles lvlissbrauchspotenzial und for_
derte daher, dass in atypischen Konstellationen, namenflich wo die Tätigkeit als An_
gestellte oder Angestellter der Spitex einzig in der pflege von Familienangehörigen
besteht, die Kriterien der Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und Wirtschat ichkeit der
Leistungen nach Art. 32 Abs. 1 KVG genauer zu überprüfen sind (vgl. zum Beizug
eines Vertrauensarztes: Art.57 Abs.4 KVG). Ebenfalls können der OKp lediglich
Kosten in Rechnung gestellt werden, welche eine pllege zu Hause durch aussen-
stehende Spitex-Angestellte verursachen würde. Nicht verrechenbar ist, was der
Familienangehörigen im Rahmen der Schadenminderungspflicht und der Ehegattin
im Besonderen aufgrund der ehelichen Beistandspflicht nach Art. 159 Abs. 3 ZGB
an Pflege zugemutet werden kann. Dabei ist den Spitex_VerantworUichen von der
Natur der Sache her bei der Frage, was an Hilfestellung von den Familienangehö_
rigen erwartet werden kann, ein vernünftiger und praktikabler Beurteilungsspielraum
zuzugestehen (vgl. dortige E. 4.2; siehe ferner BGE 145 V 161 E. S.3.2 m.w.H. und
Urteil des Bundesgerichts 9C-7O2/2O1O vom 21. Dezember 2O1OE.Z.1).

8.5. Soweit der Beschwerdeführer dagegen in allgemeiner Weise in seiner Be_
schwerde vom 19. Dezembet 2024 einwendet, hierbei handle es sich lediglich um
eine Nebenen/vägung des Bundesgerichts, wobei bisher keine Küzungen der obli-
gatorischen Leistungspflicht vorgenommen worden seien (act. A.1 S. 5; siehe auch
Replik des Beschwerdeführers vom 6. Februar 2O2S [act. A.3 Rz. 14 ff.]), kann ihm
angesichts der zitierten und mehrfach bestätigten Rechtsprechung nicht gefolgt
werden (vgl. im Übrigen Urteil des Versicherungsgerichts des Kant,ons St. Gallen
KV 2023/8 vom 3. Oezember 2024 E.0.2 f., mit welchem die vom Krankenversiche_
rer vorgenommene Kürzung bestätigt wurde, siehe dazu Replik des Beschwerde-
führers vom 6. Februar 2O2S Rz. 14 fi.:VG.2O24.OOO34). lm hier zu beurteilenden
Fall betreut die Lebenspartnerin als pflegende Angehörige und Angestellte der Care
Solutions GmbH - soweit bekannt _ denn auch ausschliesslich den Beschwerde_
Iührer, womit eine vom Bundesgericht als alypische Konstellation beschriebene Si-
tualion vorliegt. lnsofem drängt sich eine konkrete prüfung derWirksamkeit, Zweck_
mässigkeit und Wirtschaftlichkeit der erbrachten Grundpflegeleistungen auL Hierzu
hat die Beschwerdegegnerin indes keine näheren Abklärungen getriffen. Vielmehr
bestätigte sie im angelochtenen Einspracheentscheid vom 4. Dezembet 2024 die
Streichung der Leistungspositionen ,,Hilfe beim An-/Auskleiden,, (im Umfang von
täglich lünI Minuten), ,,Hilfsmittel anbringen/entfernen,, (im Umfang von lägtich 21



Minuten) und "Lagerung im Bett" (im Umlang von täglich neun lvlinuten) und merkte
dazu an, es erscheine angemessen, dass im Rahmen der gegenseitigen Kranken-
und Gesundheitspflege täglich Untersützungsleistungen im Umfang von 35 Minu_
ten erbracht würden, zumal es sich dabei lediglich um alltägliche Unterstützungs-
leistungen handle, welche keine besondere Belastung mit sich bringen würden (vgl.
dortige E. 2.5.6 f. [act. 8.1 = act. C.11]). Damit kürae sie die Leistungen gemäss
Bedarfsabklärung bzw. Leistungsplanungsblatt vom 26. Februat 2024, in welchem
Leonie Cavegn als diplomierte pflegefachtrau für den Zeitraum vom 1 . Mätz 2024
bis zum 31. August 2024 einen Nettobedarf an Spitexleistungen im Sinne von Ad. 7
Abs.2 lit. c KLV von insgesamt 23,789 Minuten ermittelte. Diese umfassen die
Ganz- und Teilwäsche des Beschwerdeführers, die Hilfe beim An- und Ausziehen,
das Anbringen von Kompressionsstrümpfen, die Hilfe betreffend Urinflasche, die
Begleitung beim Toilettengang, die Lagerung im Bett, die Hilfe beim Aufstehen oder
Hinlegen, die aktive/passive Bewegungsunterstützung und das Anbringen bzw. die
Entfemung von Hilfsmittetn (vgt. act. 8.3 = act. C.3 S. 3). Die täglich zu eiOringenden
Pflegeleistungen wurden dabei mit 132 l\Iinuten veranschlagt (vgl. act. C.g S. 4). ln
der Bedarfsmeldung vom 1. lvlärz 2024 bestätigte sodann Dr. med. Niedermaier,
Facharz Iür Allgemeine lnnere Medizin, für denselben Zeitraum einen crundpfle_
gebedarf von 64 Stunden 39 Minuten pro N,lonat (vgl. act. 8.4 = act. C.3 S. 1). lnso_
fern liegen bereits eine nach anerkannten fachlichen Grundsätzen durchgelührte
Erhebung und eine entsprechende (haus)ärzfliche Beurteilung des als erforderlich
erachteten Umfangs der durch die OKp zu übernehmenden pflegeleistungen bzw.
der Einhaltung der WZW-Kriterien vor. Dabei steht rechtsprechungsgemäss _ wie
dargelegt - der Entscheid über die sowohl in zeiflicher Hinsicht wie auch in Bezug
auI die Art und den lnhalt der pflege zu Hause als angemessen zu betrachtenden
pflegerischen l\4assnahmen im pflichtgemässen Ermessen derzuständigen Arztper-
son und der Leitung der Spitex_Organisation. Die Bedarfsabklärungen sind zudem
in der Regel massgebend für die Kostenübemahme der OKp und nur mit Blick aufdie abschliessende Aufzählung gemäss den Art.7 bis 7b KLV überprürbar. Auch
bei der Beurteilung des konkreten Bedarfs kommt den zuständigen personen eingewisser Spjelraum zu, in welchen nur zurückhaltend eingegrjtfen werden kann,
wenn es sich bei der die Leistungen anordnenden Arztperson um die Hausärztin
oder den Hausarzt der versicherten person handelt, die oder derjederzeit über den
Gesundheitszustand im Bilde ist (vgl. Urteile des Bundesgerichts öC_S28I2Ot 2 vom
20. Juni 2013 E. 4, gC_g6Sl2O12 vom 31 . Oktober 2Ol 2 E. 4.1 , gC_Sg7t2OO7 vom
19. Dezember 2OO7 E. s.2; Urteile des Eidgenössischen Versicherungsgerichts
K 156/04 vom 21. Juni 2006 E.4.1.2 und K 161/OO vom 25. Mai 2OO1 E.4b). Dar_
über hinaus gilt - wie dargelegt - die gesetzliche Vermutung, dass ärz ich verord_
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nete Leislungen im Sinne von Art. 32 Abs. 1 KVG wirftsam, zweckmässig und wirt-
schattlich sind (vgl. Art.33 Abs. 1 KVG; vgt. BGE 129 V 167 E.9.2 und E.4 sowie
125 V 21 E.5b; siehe Urteile des Bundesgerichts gC 7O2l2O2g vom 15. Februar
2024 E. 4.3,9C_7121202O vom 24. Januar 2022 E. g.g, gC 52812012 vom 20. Juni
2013 E.4 und 9C 365/2012 vom 31. Oktober 2012 E.4.1).

8.6. Vorliegend hat die Beschwerdegegnerin keine vertjefe Abklärung unter dem
Aspekt der WZ/V-Krilerien der im Rahmen der Schadenminderungspflicht der Le_
benspartnerin des Beschwerdeführers zumutbaren und sozial üblichen Leistungen
im Lichte der weiteren von ihr zu erbringenden Grundpflegeleistungen vorgenom-
men. Ebenso wenig hat sie den rechtsprechungsgemäss zuzugestehenden Beur_
teilungsspielraum gewahrt. Vielmehr hat sie selbst gewisse Kürzungen vorgenom_
men, ohne - soweil ersichflich _ andere Fachpersonen einzubinden. Dabei hat sie
es auch unlerlassen zu untersuchen, ob in der Bedarfsmeldung bzw. im Leistungs_
planungsblatt vom 26. Februar 2024 bereits gewisse Leistungen nicht aufgenom_
men worden sind, die zu erbringen sich die Lebenspannerin von sich aus als Aus-
druck der tatsächlichen Beistandsbereitschaft zu übernehmen bereit erklärt hat.
Denn so brachle der Beschwerdeführer schon jm Rahmen der Einsprache vor,
seine Lebenspartnerin erbringe zusätzlich zu den pflegeleistungen weitere gesund-
heitsbedingte Versorgungsleistungen, womit sie ihrer Schadenminderungspflicht
bereits nachkomme (vgl. Einsprache vom 23. Oktober 2024 [act. C.14lZ und Be_
schwerde vom 19. Dezember ZO24 [act. A.1 S. 6]). Hierzu hätten sich somat nähere
Abklärungen aulgedrängt. Die im Rahmen der Schadenminderungspflicht zu erbrin_
gende Unterstützung bei der Krankenpflege darf _ wie dargelegt _ letzflich nicht zu
einer unverhältnismässigen Belastung der Lebenspartnerin führen, sondern muss
ihre Grenze bei gesamthafter Betrachtungsweise in der Zumutbarkeit der Hitfestel-
lung und dem sozial üblichen l\ilass linden (vgl. BGE 141 V 642 E.4.3.2 f. und 133V 5O4 E.4.2: vgl. Urteile des Bundesgerichts AC_224t2022 vom 21.Aprit 2023
E. 4. 1 t., aC _241 12022 v om S. August 2022 E. 4.5.2 und S A _57 2/ 2OO8 vom 6. Feb_
ruar 2009 E. 4.3; siehe femer JENr, Die immaterielle Beistandspllicht zwischen Ehe_
galten unter dem Gesichtspunkt des persönlichkeitsschulzes, Diss. 1985, S. 67 ff.;
TuoF/ScHNyDEF/ScHr,4lDlJuNGo/HüHLIT,tANN-KAUp, Das Schweizerische Zivilgesetz_
buch, 15. Aufl. 2023, s 28 Rz. 9; MATEF/SCHWANDER, in: Geiser/Fountoulakis [Hrsg.],Basler Kommentar, Zivilgesetzbuch l, Z. Aull. 2022, Art. 159 ZGB Bz. 13). lnsofern
ist dem Beschwerdeführer darin beizupflichten, dass diese Frage einer Klärung im
Bahmen der ohnehjn bereits vorzunehmenden Begutachtung b;darr.

9.1. lnsgesamt ergibt sich somit, dass sich der rechtserhebliche Sachverhalt als
unvollständig abgeklärt präsentiert, weshalb sich die Frage des Umfangs der im
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Rahmen der OKP zu vergütenden Kosten Iür die von der Lebenspannerin des Be-
schwerdeführers als angestellte Angehörige erbrachlen pflegeleistungen (noch)
nicht abschliessend beurteilen lässt. Da die Beschwerdegegnerin diesbezüglich
selbsl keine hinreichenden Abklärungen getrotfen hat, ist die Angelegenheit an sie
zurückzuweisen, damit sie dies nachholt. Dabei wird ein Gutachten unter Beizug
pflegekundiger Fachpersonen, insbesondere einer diplomierten pllegefachperson,
einzuholen sein, wobei sich die parteien aul die sachverständigen personen zu ei_
nigen und ihnen die relevanten Fragen zu unterbreiten haben. Anschliessend wird
die Beschwerdegegnerin nochmals über den Umfang der verrechenbaren Grund_
prlegeleistungen zu entscheiden haben. Aurgrund dieses Verfahrensausgangs ist
auf die weiteren Vorbringen des Beschwerdeführers nicht weiter einzugehen.

9.2. Die Beschwerde ist demnach gulzuheissen und der angefochlene Ein_
spracheentscheid vom 4. Dezember ZO24 aulzuheben. Die Angelegenheit ist zu
weiteren Abklärungen und neuem Entscheid im Sinne der En^/ägung;n an die Be_
schwerdegegnerin zurückzuweisen.

10.1 . Nach ständiger Rechtsprechung gilt die Rückweisung der Sache an die Ver_
waltung zur weiteren Abklärung und neuen Verfügung sowohl Iür die Frage der Aul_
erlegung der Gerichtskosten wie auch der parteientschädigung als voflständiges
Obsiegen (vgl. BGE 141 V 2Bl E. 11.1, 137 V 57 E .2.1,1g7 V 21O E. 2.1 und 132
V 215 E. 6.2: vgl. Urteile des Bundesgerichts }C_7O212O23 vom 1S. Februar 2024
E.7.1 , 9C.4SS/2O22 vom 13. November 2O2g E. 11 .2.g und E. 1 1.3.2,8C 28112022 vom 24. Oktober 2O2Z E.7.1, g}_g7g/2022 vom 23. August 2023
E. 4.2 und gC_25712014 vom 9. Mai2O14 E. 2). cemäss Art. 61 tit. fbis ATSG ist das
Verfahren bei Streitigkeiten über Leistungen kostenpflichtig, wenn dies im jeweiligen
Einzelgesetz vorgesehen ist; sieht das Einzelgesetz keine Kostenpflicht bei solchen
Streitigkeiten vor, so kann das Gericht einer partei, die sich mutwillig oder leichtsin-
nig verhält, Gerichtskosten auferlegen. Da das KVG keine Koste;pllicht statuien
und Mutwilligkeit oder Leichtsinn nicht vorliegen, werden keine Gerichtskosten er_
hoben.

10.2. Der Beschwerdeführer hat als obsiegende beschwerdelührende partei ge_
stülzt auf Art.61 lit. g ATSG Anspruch auf Ersatz der parteikosten zu Lasten der
Beschwerdegegnerin. Die Bemessung der Entschädigung erlolgt ohne Rücksicht
auf den Streitwert nach der Bedeutung der Streitsache und nach der Schwierigkeit
des Prozesses, wobei der zeifliche Aufwand der Rechtsvertretung regelmessig von
der Schwierigkeit des prozesses mitbestimmt wird. tm üUrigen wiiO OL aemessung
der Parteientschädigung gemäss Art. 61 lngress ATSG nach dem kantonaten Recht
bestimmt (vgl. Urteile des Bundesgerichts gC_4SSl2O22 vom 13. November 2023
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E. 1 1.3.1, 9C_71 412018 vom 1 8. Dezember 201 8 E. 9.2, 9C_321/201 8 vom 1 6. Ok_
tober 2018 E.6.1 und 9C_688/2009 vom 19. November 2OO9 E.3.1.1 f.). An.78
Abs. 1 VRG bestimmt, dass im Rechtsmittel- und Klageverfahren die unterliegende
Partei in der Regel verpflichtet wird, der obsiegenden partei die durch den Rechts_
streit verursachten notwendigen Kosten zu erselzen. Nach Art. 16a Abs.2 AnwG
(BR 310.100) bemisst sich die parteientschädigung für die Kosten der anwaltlichen
Vertretung in Verfahren vor Gerichts- und kantonalen Venrvaltungsbehörden nach
dem für eine sachgerechte prozessführung notwendigen Zeitaufwand sowie der
Schwierigkeit und der Bedeutung der Sache. Nach Art.2 Abs. 1 HV (BR 310.250)
setä die urteilende lnstanz die parteientschädigung der obsiegenden partei nach
Ermessen fest. Ausgangspunkt ist dabei grundsätzlich der Betrag, welcher der ent_
schädigungsberechtigten partei für die (anwaliliche) Vertretung in Rechnung ge_
stellt wird (vgl. Art. 2 Abs. 2 HV).

10.3. Der Rechtsvertreter des Beschwerdeführers machte in seiner der Eingabe
vom 26. Februar 2025 beigelegten Kostennote vom 25. Februar 2O2S ein Honorarvon total CHF 2,289.55 (recte: CHF 2,288.55) (4.5 Stunden ä CHF 3OO.0O
ICHF 1'350.001 sowie 4.25 Stunden ä CHF 1 75.00 ICHF 7 45.7 Sl zzgl. Austagen von
CHF 194.80) für den Zeitraum vom 19. Dezember 2024 bis zum 1g. Februar 2O2Sgeltend. Dabei ist zu berücksichtigen, dass vorliegend keine Honorarvereinbarung
im Becht liegt, weshalb der geltend gemachte Stundenansatz von CHF 300.00 pra-
xisgemäss auf CHF 24O.OO herabzusetzen ist (vgl. statt vieler pVG 2022 Nr. 20E.7.2.3). Ausserdem sind die veranschlagten Barauslagen angesichts der praxis-
gemäss anzuerkennenden Spesenpauschale von 3 % des Honorars entsprechend
zu kürzen (vgl. statt vieler: Urteil des Venivaltungsgerichts des Kantons Graubünden
S 24 8 vom 12. März2OZ4 E. 8.2). lnsgesamt erweist sich somit eine Entschädigung
von CHF 2'030.60 (4.S Stunden ä CHF 24O.OO [CHF 1,O8O.OO] sowie 4.25 Stundenä CHF 175.00 ICHF 743.75) zzgt. 3 o/o Spesenpauschate [CHF 54.70) und 8.1 %MWST [CHF 152.1S]) als angemessen. ln diesem Umfang hat die Beschwerdegeg-
nerin den Beschwerdeführer aussergerichtlich zu entschädigen.
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1

Es wird erkannt:

Die Beschwerde wird gutgeheissen und der angefochtene Einspracheent_
scheid vom 4. Dezember 2024 aufgehoben. Die Angelegenheit wird im Sinne
der EMägungen zu weiteren Abklärungen und neuem Entscheid an die öKK
Kranken- und Unfallversicherungen AG zurückgewiesen.

2. Es werden keine Kosten erhoben.

3. Die ÖKK Kranken- und Unfallversicherungen AG hat 
aussergerichflich mit insgesamt CHF 2,030.60 (inkl. Spesen und MWST) zu
entschädigen.

4 Gegen dieses Urteil kann gemäss Art
rechtlichen Angelegenheiten geführt

5. Mitteilung an

Erste sozialversicherungsrechtliche Kammer

Die Vorsitzende

Ped

82 ff. BGG Beschwerde in öffenilich-
werden. Die Beschwerde ist dem

Die Aktuarin

Schweizerischen Bundesgericht, Schweizerhofquai 6, 6004 Luzern, schrift-
lich innert 30 Tagen seit Eröffnung in der gemäss Ad.42f . BGG vorgeschrie_
benen Weise einzureichen. Für die Zulässigkeit, die Beschwerdelegitimation,
die weiteren Voraussetzungen und das Verfahren der Beschwerde gelten die
4t1.29 1t.,82 ff. und 90 ff. BGG.

- Rechtsanwalt prof. Dr. iur. Hardy Landolt, Schweizerhofstrasse 14, post_
fach 1608, 8750 Glarus, auch zu Handen der MinJantschaft (zweiExemplare)

- ÖXX Kranken- und Unfallversicherungen AG, Bahnhofstrasse 13, post-
lach,7302 Landquart

- Bundesamt für Gesundheit BAG, Schwaaenburgstrasse 157, 3003 Bern

Hemmi
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